
VI. Satzung 

zur Änderung der Hauptsatzung  

der Stadt Ratzeburg vom 30.12.2008 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der zurzeit gültigen Fassung 

wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 25.09.2023 und mit Genehmigung 

des Landrats des Kreises Herzogtum Lauenburg folgende Satzung erlassen: 

 

I. Änderungen 

 

Der § 2 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg erhält folgende Fassung: 

 

§ 2 

Stadtvertretung 

(zu beachten: § 31 Abs. 1 Satz 2 und § 33 Abs. 4 Satz 2 GO) 

 

(1) Die Stadtvertreterinnen führen die Bezeichnung "Ratsherrin", die Stadtvertreter die 

Bezeichnung "Ratsherr". 

(2) Die oder der Vorsitzende der Stadtvertretung führt die Bezeichnung Stadtpräsidentin 

oder Stadtpräsident. 

 

Nach § 2 der Hauptsatzung wird der § 2a der Hauptsatzung eingefügt: 

 

§ 2a 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

(zu beachten: § 35a GO) 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren 
außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Stadtvertreterinnen und -
vertreter an Sitzungen der Stadtvertretung erschweren oder verhindern, können die 
notwendigen Sitzungen der Stadtvertretung ohne persönliche Anwesenheit der 
Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden 
geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, durch die die Sitzung einschließlich der 
Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit 
Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft die Vorsitzende 
(Stadtpräsidentin) oder der Vorsitzende (Stadtpräsident) der Stadtvertretung in 
Abstimmung mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 
durchgeführt werden. 

(3) In einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach 
§ 40 Absatz 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung. 

(4) Die Stadt entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der 
Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu 
Beratungsgegenständen oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
stellen und Vorschläge und Anregungen unterbreiten können. Das Verfahren wird mit 
der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 bekanntgemacht. 

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Absatz 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche 
Übertragung von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine 
Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 



 

 

Der § 5 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg erhält folgende Fassung: 

 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von 

Frauen und Männern in der Stadt Ratzeburg bei. Sie ist dabei insbesondere in 

folgenden Aufgabenbereichen tätig:  

• Einbringung frauenspezifischer Belange in der Arbeit der Stadtvertretung und der 

von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister geleiteten Verwaltung,  

• Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, z.B. auch bei 

der Aufstellung eines Bebauungsplanes,  

• Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen in der Stadt, 

• Anbieten von Sprechstunden und Beratung für hilfesuchende Frauen, 

• Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und 
Behörden, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

 

 

Der § 5 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg erhält folgende Fassung: 

 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene 

Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. Sie kann an 

den Sitzungen der Stadtvertretung und der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch für 

nichtöffentliche Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind ihr rechtzeitig 

bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das 

Wort zu erteilen. 

 

 

Der § 6 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg wird um den Absatz 4 ergänzt: 

 

(4)  Die Zahl der Ausschusssitze kann sich durch Anwendung des § 46 Abs. 1 und 2 GO 

(Überproportionalitätsmandate, beratenes Grundmandat) erhöhen. Als zusätzliche 

Mitglieder im Sinne des § 46 Abs. 2 GO, einschließlich deren Stellvertretende, können in 

die Ausschüsse 2 bis 5 auch Bürgerinnen und Bürger entsandt werden, die der 

Stadtvertretung angehören können. 

 

Nach § 6 der Hauptsatzung wird der § 6a der Hauptsatzung eingefügt: 

 

§ 6a 

Bild-, Film- und Tonaufnahmen 

(zu beachten: § 35 Abs. 4 GO) 

 

(1) In öffentlichen Sitzungen der Stadtvertretung sind Bild-, Film- und Tonaufnahmen, in 

denen der Ausschüsse Bildaufnahmen durch die Medien oder die Stadt Ratzeburg mit 

dem Ziel der Veröffentlichung zulässig. Für Gäste, Zuschauerinnen und Zuschauer und 

Verwaltungsmitarbeitende sowie bei der Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

sind die gesetzlichen Rechte zu beachten.  



(2) Die geplanten Film- und Tonaufnahmen sind der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden 

vor der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er kann Aufnahmen, die den Sitzungsablauf stören, 

untersagen. 

 

§ 7 Abs. 2 bis 7 der Hauptsatzung werden gestrichen.   

 

Der § 12 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg erhält folgende Fassung: 

 

§ 12 

Verträge nach § 29 Absatz 2 GO 

 

Verträge der Stadt mit Stadtvertreterinnen und -vertretern, Mitgliedern und stellvertretenden 

Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO sowie der Bürgermeisterin oder dem 

Bürgermeister oder juristischen Personen, an denen Stadtvertreterinnen oder -vertreter, 

Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder die 

Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, die keinen öffentlichen Auftrag im Sinne 

des geltenden Vergaberechts zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der 

Stadtvertretung rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 25.000,-- €, 

bei wiederkehrenden Leistungen von monatlich 2.500,-- €, halten. Verträge, die die Vergabe 

eines öffentlichen Auftrags zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der 

Stadtvertretung rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die 

jeweilige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 

25.000,-- €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 2.500,-- € im Monat, nicht 

übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 2 im Wege der 

Verhandlungsvergabe oder im Wege des Direktauftrages, ist der Vertrag ohne Beteiligung der 

Stadtvertretung rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 25.000,-- €, bei 

wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe von 2.500,-- € im Monat, nicht übersteigt.  

 

 

Der § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg wird um folgenden Satz 3 

ergänzt: 

 

Dies gilt nicht für die Anschrift und die Kommunikationsverbindungen. 

 

 

Der § 14 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg wird um folgenden Satz 2 

ergänzt: 

 

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

 

II. Inkrafttreten 

 

Die sechste Änderung der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg tritt am Tage nach ihrer 

Bekanntmachung in Kraft.  

 

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des 

Landrates des Kreises Herzogtum Lauenburg vom 18.10.2023 erteilt. 



 

Die vorstehende VI. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg wird hiermit 

ausgefertigt und ist bekannt zu machen.  

 

 

 

Ratzeburg, 06.11.2023 

 

Stadt Ratzeburg 

Der Bürgermeister 

 

    L. S.    

gez. 

Graf 

(Bürgermeister) 

 

 


